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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


I. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung zu, die Zahl der Reisen 
wegen dringender Familienangelegenheiten 
aus der „DDR" in den freien Teil Deutschlands 
sei 1974 auf 38 298 gegenüber 41 498 im Jahr 
1973 zurückgegangen, und teilt — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung die Auffassung, 
daß diese Entwicklung nicht dem Ziel ent- 
spricht, die Zonengrenze auch für die Menschen 
in der „DDR" durchlässiger zu machen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


2. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 


(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 


(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen und konkreten Pläne 
der Bundesregierung bestehen zum Problem 
der Schließung des sogenannten äußeren 
Brennstoffkreislaufs, der Frage also, wo und 
wie abgebrannte Brennelemente wieder aufbe- 
reitet und erbrütetes Uran refabriziert werden 
sollen? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen und welche weiteren Schritte beab- 
sichtigt die Bundesregierung, um die Wieder- 
aufbereitung von Brennelementen aus Hoch- 
temperaturreaktoren zu Bedingungen zu er- 
möglichen, die die Markteinführung des HTR 
und seine Weiterentwicklung entsprechend der 
energiepolitischen Zielsetzung der Bundesre- 
gierung nicht behindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


4. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt der Bundesver- 

Würtz teidigungsminister einzuleiten, um die Aus- 

(SPD) bildungsplätze für Lehrlinge in seinem Bereich 

zu vergrößern? 

5. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik, 

Dr. Fuchs die der Kommandeur der Hamburger Füh- 

(CDU/CSU) rungsakademie der Bundeswehr, Generalmajor 

Eberhard Wagemann, auf einem Neujahrs- 
empfang am staatsbürgerlichen Unterricht in 
den deutschen Schulen übte? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


6. Abgeordnete 

Frau Huber 


(SPD) 


7. Abgeordnete 

Frau Huber 
(SPD) 


8. Abgeordneter 
Dr. Penner 
(SPD) 


9. Abgeordnete 

Frau Funcke 


(FDP) 


10. Abgeordnete 
Frau Funcke 


(FDP) 


11. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Schmitz 
(Baesweiler) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Überlegungen ange- 
stellt, wie der besonderen Härte begegnet wer- 
den kann, die bei Arbeitnehmerehepaaren 
durch die Umstellung der Steuerklassen IV/IV 
und III/V im Augenblick in den Fällen ent- 
steht, in denen Einkommensteuernachforderun- 
gen aus vergangenen Jahren bei verringerten 
monatlichen Nettoeinkommen zu bewältigen 
sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Finanz- 
verwaltungen der Länder nachdrücklich zu 
empfehlen, die bei diesem Personenkreis ent- 
stehenden Härten durch Steuerstundung aus 
Billigkeitsgründen zu mildern? 

Hält die Bundesregierung auf Grund der Karls- 
ruher Münznachprägungen aus jüngster Zeit 
eine Änderung der einschlägigen Rechtsvor- 
schriften für notwendig? 

Weiß die Bundesregierung, daß Viehhändler 
und Viehkommissionäre, die durch die An- 
hebung der Umsatzsteuer auf Erzeugnisse aus 
der Landwirtschaft auf 9°/o gegenüber der eige- 
nen Umsatzsteuerbelastung von 5,5% regel- 
mäßig einen hohen Rückzahlungsanspruch ge- 
genüber dem Finanzamt haben, durchschnitt- 
lich 6 bis 8 Wochen auf die Erstattung warten 
müssen und daher einen ständigen Zins- und 
Liquiditätsverlust haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sor- 
gen, daß bei regelmäßigen Überzahlungen in 
diesen und ähnlichen Fällen vorzeitige Akon- 
tozahlungen seitens der Finanzämter an die 
Steuergläubiger geleistet werden? 

Ist die Bundesregierung im Rahmen ihrer Zu- 
ständigkeit bereit, dafür Sorge zu tragen, daß 
die Besteuerung von Grünflächen, die baumbe- 
standen sind, als grüne Lunge für benachbarte 
Hochhauskomplexe dienen und/oder an einer 
verkehrsreichen Straße liegen, in einem ange- 
messenen Rahmen bleibt, um die umweltschüt- 
zende Funktion dieser Grundstücke zu erhal- 
ten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit der 
Einführung der Steuerreform (1. Januar 1975) 
die deutschen Bewohner im niederländischen 
und belgischen Grenzgebiet, die bisher schon 
eine Steuerklasse schlechter eingestuft wurden 
und kein Recht auf Lohnsteuer-Jahresausgleich, 
Bausparvertrag etc. hatten, jetzt noch zusätz- 
lich keine Eintragungsmöglichkeiten eines 
Steuerfreibetrages haben, und wenn ja, wie 
gedenkt die Bundesregierung hier eine ge- 
rechte Lösung zu finden? 
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13. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Dr. Althammer 
(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Niegel 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die mit Beginn dieses Jahres 
in Kraft getretene Steuerreform zu einer der- 
artigen zusätzlichen Inanspruchnahme der Fi- 
nanzverwaltung führt — insbesondere durch 
eine Zunahme der Anträge auf Lohnsteuer- 
Jahresausgleich von 13 auf 20 Millionen — , so 
daß auf Rückzahlungen ein 3 A Jahr gewartet 
werden muß, und ist tatsächlich zu befürchten, 
daß es zwischen enttäuschten Lohnsteuerzah- 
lern und überlasteten Steuerbeamten als Folge 
der Steuerreform zu Handgreiflichkeiten 
kommt? 

Wie hoch sind die Istausgaben, die zu Lasten 
des Rechnungsjahrs 1974 auf Grund des von 
der Bundesregierung am 6. Februar 1974 be- 
schlossenen konjunkturpolitischen Sonderpro- 
gramms (Teil A und B) abgeflossen sind? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 
Bund der Steuerbeamten geäußerte Befürch- 
tung, daß es wegen der ab 1. Januar 1975 gel- 
tenden neuen Steuergesetzgebung bei den Fi- 
nanzämtern zu Handgreiflichkeiten kommen 
könnte? 

Ist die Bundesregierung bereit, aus der der- 
zeitigen Höherbelastung mitarbeitender Ehe- 
frauen von häufig bis 100 DM und mehr pro 
Monat beim Lohnsteuerabzug infolge der 
Steuerreform entsprechende korrigierende 
Konsequenzen zu ziehen, oder hält die Bundes- 
regierung an ihrer bisherigen Auffassung fest, 
daß diese Ehefrauen zinslos 1 bis 2 Jahre dem 
Fiskus etwa 1000 bis 2000 DM und mehr zu 
kreditieren haben bis der Lohnsteuer- Jahres- 
ausgleich bzw. die Einkommensteuerveranla- 
gung durchgeführt ist? 

Kann die Bundesregierung unter diesen Um- 
ständen noch von einer Steuerentlastung durch 
die Steuerreform von 14 Milliarden DM 
(Bundeskanzler Schmidt in der Neujahrser- 
klärung) in diesem Jahr reden, insbesondere 
wenn auch Versicherungsbeiträge und Bau- 
sparkassenbeiträge als Sonderausgaben im Er- 
mäßigungsverfahren im Zuge der Steuerre- 
form nicht berücksichtigt werden, die in der 
Tabelle eingearbeiteten Freibeträge häufig 
nicht ausreichen und somit erst nach IV2 bis 
2 Jahren im Zuge des Lohnsteuer- Jahresaus- 
gleichs bzw. der Einkommensteuerveranlagung 
die Rückerstattung der auf die Sonderausga- 
ben gezahlten Steueranteile möglich ist? 

Trifft es auch nach den Berechnungen der Bun- 
desregierung zu, daß die im Rahmen der 
Steuerreform neu geregelte Proportionalbe- 
steuerung bei den meisten Steuerpflichtigen 
zu einer Mehrbelastung führt, die die Ent- 
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lastung des Grundfreibetrags nicht voll wirk- 
sam werden läßt, wie die vom Institut Finan- 
zen und Steuern veröffentlichte Studie Num- 
mer 150 vom Januar 1975 feststellt? 


19. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Trifft es weiterhin zu, daß ab 1975 bei Lohn- 
erhöhungen die Steuerlast mindestens bis zu 
einem Bruttomonatslohn von 1600 DM — und 
mit höherer Kinderzahl auch bei höheren Löh- 
nen — stärker als bisher steigt, wie das ge- 
nannte Institut ebenfalls festgestellt hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


20. Abgeordnete 

Frau Pack 


(CDU/CSU) 


21. Abgeordnete 

Frau Pack 
(CDU/CSU) 

22. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 
(SPD) 


23. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Gibt es aus jüngster Zeit Hinweise auf über- 
proportional hohe Abschlüsse von Ausbil- 
dungsverträgen in Branchen, die von der ge- 
genwärigen Strukturkrise besonders betroffen 
sind? 

Wie viele Ausbilder haben derzeit die Aus- 
bildereignungsprüfung abgelegt oder sind im 
Besitz gleichwertiger Qualifikationen? 

Teilt die Bundesregierung expressis verbis die 
in der Nummer 242 der „Unterrichtung durch 
den Bundesrechnungshof“ (Drucksache 7/2709) 
enthaltene Kritik des Bundesrechnungshofs an 
dem immer wieder auftretenden Mißverhält- 
nis zwischen umfangreichen Baumaßnahmen 
im Hochschulbereich mit dem erklärten Ziel der 
Schaffung neuer Studienplätze einerseits, und 
einer nur geringfügigen Zunahme, ja sogar Ab- 
nahme der Zahl der Studierenden in den von 
solchen Baumaßnahmen tangierten Fächern 
andererseits, und ist sie gegebenenfalls bereit, 
die vom Bundesrechnungshof kritisierten Uni- 
versitäten, speziell im Bereich der Humanme- 
dizin, öffentlich bekannt zu machen ? 

Hat die Bundesregierung bei der mittelständi- 
schen Wirtschaft (z. B. Handwerksbetriebe) 
eine Umfrage in Auftrag gegeben, die die 
wirklichen Gründe für die Zurückhaltung bei 
der Einstellung von Lehrlingen aufhellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


24. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 


Wie viele Beamte in Bund, Ländern und Ge- 
meinden sind derzeit noch in den Eingangs- 
ämtern der verschiedenen Laufbahnen A 2, 
A 5, A 9 und A 13 beschäftigt? 
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25. Abgeordneter 

Bedter 

(Nienberge) 

(SPD) 

26. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 

(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


29. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


30. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 

31. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der jeweilige prozentuale Anteil 
der Beamten in diesen Gruppen bezogen auf 
die Gesamtlaufbahn? 


Wer haftet für Schäden, die einem Bürger un- 
verschuldet bei Tumulten und öffentlichem 
Aufruhr entstehen, und gedenkt die Bundes- 
regierung, insbesondere das Reichstumult- 
schadensgesetz von 1924 zu revidieren? 


In welchem Umfang sind in den Jahren 1973 
und 1974 durch Tumulte, öffentlichen Aufruhr, 
Demonstrationen u. ä. Schäden entstanden, und 
wer hat diese Schäden ersetzt? 


Wird die Bundesregierung im Hinblick auf 
ihre Erklärung und die dazu erfolgte Aus- 
sprache über Fragen der inneren Sicherheit in 
der 130. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 13. November 1974 die Tatsache, daß der 
laut Dokumentation des Berliner Senators für 
Justiz vom 8. November 1974 den anarchisti- 
schen Gewalttätern nahestehende Strafgefan- 
gene Dieter Kunzeimann, für den noch beson- 
dere Sicherungsmaßnahmen verfügt waren, bis 
zum 2. März 1975 insgesamt an sieben Tagen 
von 9.00 Uhr bis 21.00 Uhr Sonderurlaub er- 
hält, in der ständigen Konferenz der Innen- 
minister zur Sprache bringen? 


Kann die Bundesregierung ausschließen, daß 
als Folge einer Änderung von § 104 der allge- 
meinen Verwaltungsvorschrift zum Personen- 
standsgesetz eine Beschränkung der Aus- 
kunftspflicht der Standesämter mit der Wir- 
kung erfolgt, daß die Tageszeitungen in ihrem 
Lokalteil künftig keine standesamtlichen Nach- 
richten über Geburten, Trauungen und Sterbe- 
fälle veröffentlichen könnten? 


Was gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
falls zu unternehmen, um den Informations- 
fluß im Interesse der Bürger sicherzustellen? 


Wie groß ist die Zahl der beim Deutschen 
Suchdienst Hamburg erfaßten in der CSSR 
lebenden Kinder, deren Eltern von der Bundes- 
republik Deutschland aus die Familienzusam- 
menführung mit diesen Kindern betreiben, und 
wieviel Fälle dieser Art konnten nach Auf- 
nahme diplomatischer Beziehungen durch die 
Bemühungen des Roten Kreuzes mit Unter- 
stützung der Bundesrepublik Deutschland ge- 
klärt werden? 
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32. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 

Kern 


(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der 
Präsident des niedersächsischen Landesamts 
für Verfassungsschutz die jährliche finanzielle 
Unterstützung der DKP seitens der DDR auf 
schätzungsweise hundert Millionen DM bezif- 
fert, und ist diese Größenordnung nach den 
Erkenntnissen der Bundesregierung zutreffend? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Rechts- 
auffassung der Sowjetunion, wonach die 
Grundsätze der Souveränität und der Nicht- 
einmischung die Staaten verpflichte, grenz- 
überschreitende Funk- und Fernsehsendungen 
von Aussagen freizuhalten, welche dem Nach- 
barstaat mißfallen, und wie steht die Bundes- 
regierung zu Versuchen, diesem sowjetischen 
Standpunkt im Programm der Deutschen Welle 
zumindest faktisch Rechnung zu tragen? 

Sind dem Bundesinnenministerium Sicherheits- 
bedenken gegen die chilenischen Flüchtlinge 
bekannt, deren Aufnahme das Land Baden- 
Württemberg abgelehnt hat? 


35. Abgeordneter 

Kern 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, wie 
mit anderen Landesregierungen, so auch mit 
der Landesregierung von Baden-Württemberg 
eine Übereinkunft zu erreichen, durch die auch 
das Land Baden- Württemberg Aufenthaltsge- 
nehmigungen für chilenische Flüchtlinge er- 
teilt? 


36. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 20. Januar 
1975 zu, die Sowjetunion habe aus Anlaß ihrer 
in Aussicht gestellten Teilnahme an der dies- 
jährigen Berlinale gefordert, die Bundesfilm- 
preise nicht mehr durch den Bundesinnen- 
minister während der Filmfestspiele in Berlin 
zu verleihen, und hat die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — dies als Einmischung in 
innere deutsche Angelegenheiten zurückge- 
wiesen? 


Geschäftsbereich des Bundesmiir.sters der Justiz 

/ 


37. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung nam- 
hafter Experten, daß es angesichts des Zusam- 
menhangs zwischen Hämodialyse und Trans- 
plantation sowie der schon weit fortgeschrit- 
tenen Vorarbeiten für ein Transplantations- 
gesetz in Schweden, Großbritannien und den 
Niederlanden dringend erforderlich ist, daß 
auch die Vorarbeiten an einem deutschen 
Transplantationsgesetz so schnell wie irgend 
möglich abgeschlossen werden, um so endlich 
den Ärzten eine gesicherte Rechtsgrundlage 
für die Behandlung sonst unheilbar Kranker 
zu geben? 
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38. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß bei 
einer verzögerten deutschen Transplantations- 
regelung die internationalen Transplantations- 
organisationen die deutschen Kliniken immer 
weniger berücksichtigen und daß auf diese 
Weise praktisch schon jetzt die Versorgung 
mit Organen gefährdet ist, weil dieses inter- 
nationale System notwendigerweise an das 
Vorhandensein nationaler Rechtsgrundlagen 
gebunden ist? 


39. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
zur Vermeidung zahlreicher Strafverfahren 
vor allem auf dem Gebiet der Straßenver- 
kehrsdelikte von dem Verletzten Schmerzens- 
geld künftig auch dann verlangt werden kann, 
wenn den Täter kein Verschulden trifft? 


40. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Existiert im Bundesjustizministerium ein Ak- 
tenvermerk aus der Zeit vom 25. Oktober 1965 
bis 1. Dezember 1966 darüber, daß der dama- 
lige Bundesjustizminister Dr. Jaeger dem ehe- 
maligen Bundesverteidigungsminister Strauß 
nach Lektüre der Spiegel- Akten mitgeteilt hat, 
es sei „im Panzerschrank von Rudolf Augstein 
die Zielkartei bzw. Angaben über die Zielkar- 
tei für die atomaren Waffen der Bundeswehr" 
gefunden worden, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung eine solche Mitteilung in Anbe- 
tracht der Einstufung der Spiegel-Akten als 
geheime Verschlußsache? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


41. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 
(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
über die langfristige Energieversorgung der 
Ballungszentren in der Bundesrepublik 
Deutschland sowohl unter dem Aspekt der 
Energiesicherheit als auch des Umweltschutzes, 
und gedenkt sie, in diesem Zusammenhang 
durch Förderungsmaßnahmen anhand eines 
Prototyp-Ballungszentrums eine musterhafte 
Energieversorgung der Zukunft zu demonstrie- 
ren? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit des Aufbaus einer dezentralen Fern- 
wärmeversorgung in den Ballungszentren zur 
Versorgung einzelner Stadtteile, zuerst auf der 
Basis Kohle und später durch andere Energie- 
quellen? 

Ist die Bundesregierung bereit — zur Erhal- 
tung der Meinungsvielfalt — Soforthilfen für 
um ihre wirtschaftliche Existenz kämpfende 
Tageszeitungen zu geben? 
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44. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 
(CDU/CSU) 


Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, zu- 
erst der kurz vor der drohenden Einstellung 
stehenden „Neuen Hannoverschen Presse" in 
der Landeshauptstadt Hannover zu helfen? 


45. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Hält der Bundeswirtschaftsminister an seiner 
Aussage in seinem Artikel „Keine Sorge um 
die Arbeitsplätze" fest, daß es sich bei dem 
Konjunkturprogramm vom 12. Dezember 1974 
nicht um Milliardenspritzen und nicht um einen 
Strohfeuereffekt handelt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


46. Abgeordneter 

Höcherl 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


48. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


49. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Kann das Bundesernährungsministerium Aus- 
kunft darüber geben, wie sich die landwirt- 
schaftlichen Förderungsmaßnahmen gemessen 
an der Zielsetzung bewährt haben (Kosten- 
Nutzen- Analyse) ? 

Gibt es Anzeichen dafür, daß im Rahmen des 
Weinimports großer Konsumweinhersteller, 
insbesondere im Raum Mosel/Saar, die Quali- 
tätsbestimmungen unterlaufen und damit die 
Wettbewerbschancen der heimischen Winzer 
vermindert werden? 

Was wird von der Bundesregierung unter- 
nommen, damit die Wettbewerbsverzerrun- 
gen im Bereich der Weinherstellung innerhalb 
der EG mit Bezug auf Qualitätsbestimmungen 
und -kontrolle abgebaut werden? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 
Äußerung der französischen Regierung, daß die 
französische Landwirtschaft eine Preisanhe- 
bung von mindestens 13V2°/o erhalten wird 
und daß die französische Regierung wenn nötig 
mit nationalen Maßnahmen zusätzlich helfen 
würde? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergeb- 
nis der Abstimmung zum Problem Grenzaus- 
gleich für Agrarprodukte im Europäischen 
Parlament in Luxemburg? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


51. Abgeordneter 
Dr. Enders 


(SPD) 


Trifft es zu, daß Krankenkassen und Versiche- 
rungsanstalten ihren Mitgliedern bei Bedarf 
Kuren im Ausland genehmigen, während Ver- 
sorgungsämter den Beschädigten diese Heilbe- 
handlung nicht gewähren? 
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52. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß Kriegsbeschädigte bei bestimmten 
Krankheiten im Hinblick auf besseren Heiler- 
folg Kuren im Ausland durchführen können? 


53. Abgeordneter 
Maucher 


(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 

Horstmeier 


(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe ent- 
schieden hat, daß Kriegerwitwen nach Schei- 
dung der zweiten Ehe auch dann Witwenrente 
zusteht, wenn die Scheidung auf alleiniges 
oder überwiegendes Verschulden der Witwe 
zurückzu führen ist, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, auf Grund dieser Entscheidung in 
gleicher Weise bezüglich der Unterhaltsver- 
pflichtung des geschiedenen Ehemannes nach 
der zweiten Ehe zu verfahren, d. h. daß die 
Zahlung eines Unterhalts in Zukunft nicht 
mehr von der Geltendmachung des Anspruchs 
abhängig gemacht wird? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in Bälde den 
landwirtschaftlichen Betriebshelferdienst als 
Einrichtung zum Ableisten des Wehrersatz- 
dienstes anzuerkennen? 


Werden arbeitslose Nebenerwerbslandwirte 
auf Grund ihrer Nebenerwerbstätigkeit in der 
Landwirtschaft versicherungspflichtig in der 
Krankenversicherung für Landwirte? 

Aus welchen Gründen glaubt die Bundesregie- 
rung, deutschen Grenzgängern, die im Inland 
wohnen, jedoch im Ausland arbeiten, die Ge- 
währung von Kindergeld verweigern zu kön- 
nen, obwohl diese Grenzgänger im Inland ihre 
Steuern entrichten und demgemäß seit dem 
1. Januar 1975 keine Kinderfreibeträge mehr 
erhalten? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß das z. B. in Frankreich an deutsche Grenz- 
gänger bezahlte Kindergeld keinen Ausgleich 
darstellt, auch anders zu qualifizieren ist, da es 
vom Arbeitgeber aufgebracht wird, von einer 
Fülle von Bedingungen abhängig ist, nicht so 
hoch ist und keinen Ausgleich für die im In- 
land entfallenen Kinderfreibeträge darstellt, 
und sieht die Bundesregierung Möglichkeiten 
für Ausgleichsregelungen, wie sie z. B. für den 
öffentlichen Dienst aus ähnlichen Gründen an- 
gestrebt werden? 


Wie viele ausländische Seeleute haben nach 
dem Anwerbestopp der Bundesregierung für 
ausländische Arbeitnehmer ein Heuer- (Ar- 
beits-)verhältnis auf deutschen Schiffen ange- 
treten, und welche Konsequenzen zieht die 
Bundesregierung daraus für eine Novellierung 
der Arbeitserlaubnisverordnung? 


10 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3135 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


59. Abgeordneter 

Lambinus 

(SPD) 


Wie ist der Stand der Bemühungen der Bun- 
desregierung zum Schutz des Güte- und Wa- 
renzeichens des fränkischen „Bocksbeutels 11 vor 
Nachahmungen, und teilt die Bundesregierung 
meine Meinung, daß der „Bocksbeutel" ein 
schutzwürdiges Güte- und Warenzeichen des 
fränkischen Weinbaues ist? 


60. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Meinung, 
Lambinus daß der Import von portugiesischen Weinen in 

(SPD) Bocksbeutelabfüllung ein großer Schaden für 

den fränkischen Weinbau ist? 


61. Abgeordnete 

Frau 

Lüdemann 

(FDP) 


Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, 
daß die in einigen Bundesländern praktizierte 
Möglichkeit der Anrechnung des Kindergelds 
auf das Pflegegeld für Pflegekinder aufgehoben 
und ähnlich wie in Nordrhein-Westfalen durch 
eine einheitliche Vorschrift über die Nichtan- 
rechnung ersetzt wird? 


62. Abgeordnete 

Frau 

Lüdemann 

(FDP) 


Welche Möglichkeiten der Einwirkung auf die 
Länder sieht die Bundesregierung, um einheit- 
liche, ausreichende Sätze des Pflegegelds für 
Pflegekinder im ganzen Bundesgebiet zu er- 
reichen? 


63. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Aufklärung über die Auswirkungen 
von Arzneimitteln auf die Fahrtüchtigkeit der 
Verkehrsteilnehmer zu verstärken (ADAC- 
Broschüre Arzneimittel und Straßenverkehr), 
und sieht sie die in den Niederlanden prakti- 
zierten Aufklärungsmaßnahmen als ein Bei- 
spiel für ähnliche oder andere Maßnahmen in 
der Bundesrepublik Deutschland an? 


64. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die. schwerwiegen- 
den Folgen der Minimata-Krankheit in Japan, 
die auf Grund des Verzehrs quecksilberhaltiger 
Fische Schädigungen des Zentralnerven- 
systems, Erblindung und mutagene Belastun- 
gen bringen, bekannt, und wenn ja, was ge- 
denkt sie zu tun, um durch gesetzliche Maß- 
nahmen und Kontrollen die Gesundheit der 
Bevölkerung zu schützen? 


65. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung für die Harmonisie- 
rung der nationalen Rechtsvorschriften über 
den Quecksilbergehalt von Fischen im Rahmen 
der EG, und sind bereits entsprechende Schrit- 
te unternommen worden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


66. Abgeordnete 

Frau 

Grützmann 

(SPD) 


67. Abgeordnete 
Frau 

Grützmann 

(SPD) 


68. Abgeordneter 
Tillmann 

(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CäU) 


71. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung durch die Umge- 
staltung der Gepäckwagen eine Möglichkeit, 
den Transport von Behinderten menschenwür- 
dig zu gestalten, und wann ist mit der Inbe- 
triebnahme der Wagen zu rechnen? 

Welches sind die Gründe, die eine bundesein- 
heitliche Ausgestaltung der Führerscheine ver- 
hindern, und sieht die Bundesregierung hier 
eine Möglichkeit, zu einer effizienteren Rege- 
lung zu kommen? 

Hält die Bundesregierung die Einführung eines 
besonderen Tarifs für kinderreiche Familien im 
Bahn-Bus-Verkehr entsprechend der Regelung 
im Schienenverkehr für erforderlich, und wann 
kann gegebenenfalls mit der Einführung eines 
entsprechenden Tarifs gerechnet werden? 

Wann wird die Bundesregierung dem Anlie- 
gen der Bundesländer Rechnung tragen, durch 
eine Änderung der allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung eine 
bessere Lösung für die Ortsendeschilder (Zei- 
chen 311 Straßenverkehrs-Ordnung) dahin ge- 
hend zu ermöglichen, daß die Straßenverkehrs- 
behörden über dem Ortsendezeichen eine ver- 
einfachte gelbe Wegweisertafel (Zeichen 436 
Straßenverkehrs-Ordnung) anbringen lassen 
können? 

Hält die Bundesregierung die hier vorgese- 
hene Lösung unter den Aspekten europäische 
Vereinheitlichung der Verkehrsschilder, Infor- 
mation der Verkehrsteilnehmer und Abbau des 
sogenannten Schilderwaldes für optimal, oder 
ist sie dabei, bessere Lösungsmöglichkeiten zu 
überprüfen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung 
der Straßenverkehrs-Ordnung dahin gehend 
herbeizuführen, daß das Zeichen 311 StVO so 
geändert oder ergänzt wird, daß sich der 
Autofahrer beim Verlassen einer Ortschaft am 
nächsten Nahziel orientieren kann? 

Womit wird die unterschiedliche Abrechnung 
bei der Deutschen Bundesbahn für die Gestel- 
lung von Sicherheitsposten begründet, die, 
falls diese unternehmerseitig erfolgt, nur mit 
insgesamt rund 12 DM je Stunde berechnet 
werden darf und damit nicht kostendeckend 
ist, falls diese jedoch bundesbahnseitig ge- 
stellt wird, dem Unternehmer mit rund 30 DM 
je Stunde insgesamt in Rechnung gestellt 
wird? 
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73. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


76. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


77. Abgeordneter 

Schlaga 

(SPD) 


78. Abgeordneter 

Schlaga 

(SPD) 


79. Abgeordneter 

Lemmrich 

(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Zebisdi 
(SPD) 


Wie erklärt es die Bundesregierung, daß in 
einem von der Deutschen Bundesbahn heraus- 
gegebenen Prospekt polnische Städte wie 
Warschau und Krakau in ihrer deutschen Form, 
während deutsche Orte wie z. B. Breslau erst 
in polnischer und dann in Klammern auch in 
deutscher Fassung wiedergegeben werden, und 
daß die Bundesrepublik Deutschland als BRD 
und die DDR wie ein ausländischer Staat gleich 
der Schweiz und Österreich gekennzeichnet 
werden? 


Warum wurde die Bezeichnung der Autobahn 
A 14 geändert, nachdem bereits hundert/tau- 
sendfach Prospekte des Fremdenverkehrs so- 
wie der Wirtschaft mit der Bezeichnung A 14 
gedruckt waren? 


Welche zusätzlichen Einnahmen könnte die 
Deutsche Bundesbahn jährlich erzielen, wenn 
sie die Außenflächen aller im Inland verkeh- 
renden Personen- und Güterzüge als Werbe- 
flächen vermieten würde? 


Wird die Bundesregierung der Deutschen Bun- 
desbahn die Vermietung der Wagenaußenflä- 
chen zu Werbezwecken empfehlen, um die 
Einnahme der Deutschen Bundesbahn zu stei- 
gern und das Defizit zu verringern? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 
derzeit geltenden Richtlinien für die Geräusch- 
messung keine Höchstgrenze für Bremsgeräu- 
sche an LKW's, die zu unverantwortlichen Be- 
lästigungen der Bevölkerung führen, festge- 
legt worden ist, und ist sie bereit, die Messung 
auch der Bremsgeräusche mit in die allgemei- 
nen Richtlinien für die Geräuschmessung auf- 
zunehmen? 


Auf welche Weise wird die Bundesregierung 
auf Hersteller- und Reparaturfirmen sowie 
technische Überwachungsvereine einwirken, 
um künftig die unerträglichen Bremsgeräusche 
abzustellen? 


Welchen Berufen haben die Leiter der Abtei- 
lung Wasserstraßen bzw. Wasserbau des Bun- 
desverkehrsministeriums und des Reichsver- 
kehrsministeriums seit 1920 angehört? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Zahl der 
Ausbildungsplätze bei der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost in den 
Einrichtungen dieser Bundessondervermögen 
im Bereich Niederbayerns und der Oberpfalz 
spürbar zu erhöhen? 
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81. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Warum hat die Deutsche Bundesbahn in die- 
sen Tagen das Teilstück vom Bahnhof Philipps- 
thal zur Zonengrenze der Bahnstrecke Geltun- 
gen (DDR) — Heringen — Philippsthal — Vacha 
(DDR) abgebaut, und sind dem Absprachen 
mit der DDR bzw. Gespräche über eine mög- 
liche Wiederaufnahme des Zugverkehrs an 
dieser Stelle vorangegangen? 


82. Abgeordneter 
Memmel 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Absicht — trotz 
der schwierigen Finanzlage bei der Deutschen 
Bundespost und Bundesbahn — , weiterhin mit 
großem Kostenaufwand Beilagen in Tageszei- 
tungen zu veröffentlichen, wie dies mit der 
Broschüre „Weltweite Kommunikation — 
Deutsche Bundespost" geschehen ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


83. Abgeordneter 
Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


Bis wann sieht sich die Bundsregierung in der 
Lage, das mit Entschließung des Ausschusses 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
vom 9. Oktober 1974 erbetene Gesamtkon- 
zept zur Erhaltung und Modernisierung kultur- 
historisch und städtebaulich wertvoller Ge- 
bäude vorzulegen, und durch welche konkreten 
Maßnahmen gedenkt sie, den Denkmalschutz 
zu unterstützen? 


84. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen ergeben sich für die 
Bundesregierung aus der jüngsten Entschei- 
dung des Bayerischen Obersten Landesgerichts, 
wonach das Leerstehenlassen von Wohnungen 
keine Zweckentfremdung darstellt, hinsichtlich 
des Zweckentfremdungsverbots nach Artikel 6 
des Gesetzes vom 4. November 1971? 


85. Abgeordneter 

Hauser 

(Krefeld) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung auf Grund der besorg- 
niserregenden Jugendarbeitslosigkeit bereit, 
bei allen Öffentlichen Aufträgen, die nach der 
Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) 
vergeben werden, bevorzugt solche Unterneh- 
men zu berücksichtigen, die in ihrem Betrieb 
Lehrlinge ausbilden? 


86. Abgeordneter 

Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Mit welchen Bundesländern konnten bisher 
Korrekturen der Regelungen für die Woh- 
nungsbauförderungen vereinbart werden (Ant- 
wort auf die Fragen 61 und 62 am 11./12. De- 
zember 1974), und welche konkreten Verbes- 
serungen für die Bewohner von Sozialwohnun- 
gen bringen diese vereinbarten Regelungen ab 
wann mit sich? 
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87. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Um- 
Dr. Wernitz Setzung der Zweiten Verordnung zur Ände- 

(SPD) rung berechnungsrechtlicher und mietpreis- 

rechtlicher Vorschriften vom 19. Dezember 1974 
in den letzten Wochen in mehreren Fällen an- 
gewandt wurde, ohne daß dabei die einzelnen 
Bestimmungen vollständig bekannt und zutref- 
fend angewandt wurden? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
Informationsblätter „Die Bundesregierung in- 
formiert — Mietrecht" auch die wesentlichen 
Bestimmungen der Zweiten Verordnung zur 
Änderung berechnungsrechtlicher und miet- 
preisrechtlicher Vorschriften darzustellen? 

Auf Grund welcher Erwägungen hat die Bun- 
desregierung in den „Ostinformationen" die 
Pressekampagne des Ostblocks gegen die Reise 
eines Parteivorsitzenden aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland in die Volksrepublik China 
veröffentlicht? 

Nachdem für die erste Auflage der Zeitschrift 
„Dings-Bums" des Presse- und Informations- 
amts der Bundesregierung bereits 110 000 DM 
ausgegeben wurden, frage ich, wie hoch die 
Kosten für den Nachdruck von weiteren 275000 
Exemplaren sind, und von welchen Vereinen, 
Verbänden und Institutionen Nachforderungen 
dieser Zeitschrift an das Presse- und Informa- 
tionsamt der Bundesregierung gerichtet wur- 
den? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


Wird die Bundesregierung auch in Zukunft 
zeitkritisch engagierte Kunst ohne Rücksicht 
auf parteipolitische Interessen entsprechend 
den Leitsätzen für Auswärtige Kulturpolitik 
fördern, und nach welchen Wertmaßstäben 
geschieht das? 

92. Abgeordneter Welche diplomatischen Schritte hat die Bundes- 
Spranger regierung im Hinblick auf die Pressekampagne 

(CDU/CSU) des Ostblocks gegen die Reise eines Partei- 

vorsitzenden aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land in die Volksrepublik China unternom- 
men? 


91. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


90. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


89. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 
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93. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


97. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für ein Zeichen 
der Normalisierung zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Volksrepublik Polen, 
wenn die Aussiedlungserlaubnis erst dann ge- 
währt wird, falls sie überhaupt gewährt wird, 
nachdem im Durchschnitt fünf Anträge gestellt 
worden sind, und weiß sie zu ermessen, was 
das für den einzelnen Aussiedlungswilligen an 
zeitlichem und materiellem Aufwand bedeutet? 

Ist für die Hunderttausenden von deutschen 
Staatsangehörigen, die in den Oder-Neiße- 
Gebieten ihren Wohnsitz haben, der ungefähr- 
dete und freie Zutritt zu den Gebäuden der 
diplomatischen und konsularischen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland in der Volks- 
republik Polen im Sinne von Artikel 36 Abs. 
1 a des Wiener Übereinkommens über konsula- 
rische Beziehungen und im Sinne des Mindest- 
standards des Völkerrechts für diplomatische 
und konsularische Beziehungen gesichert, und 
sind bisher Verstöße gegen dieses Zutrittsrecht 
zu verzeichnen gewesen? 

Hält nach den Erklärungen des Staatsministers 
Moersch in der Sitzung des Bundestages vom 
23. Januar 1975 die jetzige Bundesregierung 
an der von der Regierung Adenauer verein- 
barten sowjetischen Wohlwollenserklärung zur 
Ausreise von Personen, die als sowjetische 
Staatsbürger angesehen werden (Drucksache 
3/545, S. 26) fest oder nicht, und warum bezieht 
sich dann der Staatsminister Moersch als Ver- 
treter des Auswärtigen Amts auf eine angeb- 
liche, nicht existente Staatsangehörigkeit der 
Vorfahren der betroffenen Personen vor 200 
Jahren? 

Trifft die Meldung des Bonner Generalanzei- 
gers vom 22. Januar 1975 zu, die Bundesregie- 
rung sei der Meinung, eine unterschiedliche 
Bewertung ihrer bilateralen Beziehungen zu 
den einzelnen afrikanischen Ländern nach der 
jeweiligen Regierungsform sei nicht mehr 
praktikabel, und hat sich — bejahendenfalls — 
die Bundesregierung entgegen ihren entwick- 
lungspolitischen Aussagen bisher in ihrer aus- 
wärtigen Politik gegenüber den Ländern der 
Dritten Welt überhaupt, in welchem Umfang 
und im Verhältnis zu welchen Ländern, von 
einer unterschiedlichen Bewertung nach den 
Regierungsformen leiten lassen? 

Welche Auswirkungen hat die Anerkennung 
einer „DDR"-Staatsbürgerschaft seitens der Re- 
publik Österreich, und welche Maßnahmen 
wird die Bundesregierung treffen, um nega- 
tive Auswirkungen einer solchen Anerken- 
nung auszuschließen und weitere solche An- 
erkennungen durch andere Staaten zu ver- 
hindern? 
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98. Abgeordneter Muß die Haltung der Republik Österreich in 

Engelsberger bezug auf eine eigene „DDR" Staatsbürger- 

(CDU/CSU) Schaft, wie sie im paraphierten Konsularab- 

kommen mit Ost-Berlin zum Ausdruck kommt, 
nicht als konsequente Folgerung aus der staat- 
lichen Anerkennung der „DDR" seitens der 
Bundesregierung und der Aufnahme als zwei- 
ter deutscher Staat in die UNO gesehen wer- 
den, und wie will die Bundesregierung im Ver- 
hältnis zu allen übrigen Staaten, mit denen 
Ost-Berlin mit voller Billigung Bonn's diplo- 
matische Beziehungen unterhält, den Rechts- 
standpunkt von nur einer deutschen Staats- 
angehörigkeit faktisch durchsetzen? 

99. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 

Engelsberger es sich bei dem zwischen Wien und Ost-Berlin 

(CDU/CSU) paraphierten Konsularabkommen um einen 

Verstoß der DDR gegen ihre Protokollerklä- 
rung zum Grundvertrag vom 21. Dezember 
1972 handelt, „daß der Vertrag eine Regelung 
der Staatsangehörigkeitsfrage erleichtern 
wird", und muß im Nachhinein die damalige 
Protokollerklärung Bonn's, „Staatsangehörig- 
keiten sind durch den Vertrag nicht geregelt 
worden" als Bestätigung eines folgenschweren 
Versäumnisses der Bundesregierung gewertet 
werden? 

100. Abgeordneter Was veranlaßte die Bundesregierung, beim 

Reddemann Botschafter der Volksrepublik China das „Er- 

(CDU/CSU) staunen des Bundeskanzlers" über Reisen 

deutscher Politiker nach Peking auszudrücken? 

101. Abgeordneter Warum wurde dieses Erstaunen nicht auf dem 

Reddemann normalen diplomatischen Weg des Auswärti- 

(CDU/CSU) gen Amts sondern durch den Staatssekretär 

des Bundeskanzlers ausgesprochen? 

102. Abgeordneter Trifft die Meldung des Münchner Merkur vom 

Dr. Dollinger 16. Januar 1975 zu, der deutsche Botschafter in 

(CDU/CSU) Athen sei auf gefordert worden, bei der grie- 

chischen Regierung darauf hinzuwirken, einen 
vor fast zwei Jahren an deutsche Firmen ver- 
gebenen Großauftrag unter Verletzung eines 
am 26. April 1973 Unterzeichneten Protokolls 
der „DDR" auf deren technisch wie preislich 
schlechteres Angebot hin zuzuschanzen, und 
was hat — bejahendenfalls — die Bundes- 
regierung bzw. die deutsche Botschaft in Athen 
daraufhin und im einzelnen unternommen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen hat die Bun- 
desregierung unternommen, um gemeinsam 
mit ihren europäischen Partnern Kernkraft- 
werke an geeigneten Standorten der Europäi- 
schen Gemeinschaft zu bauen, und wie sieht 
sie insbesondere die Zusammenarbeit mit 
Frankreich auf diesem Gebiet? 


2. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß gemeinsam mit Frankreich am 
Atlantik Kernkraftwerkskomplexe gebaut wer- 
den? 


3. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Ist die Kampagne der Moskauer „Krasnaja 
Swesda" gegen die Deutsche Welle, wie in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 24. Ja- 
nuar 1975 berichtet wird, mit der sogenannten 
Entspannungspolitik in Einklang zu bringen, 
und welche diplomatischen oder sonstigen 
Schritte hat die Bundesregierung gegen diese 
Kampagne unternommen? 


4. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß die Sowjetunion seit Jah- 
Spranger ren ständig ihren Militäretat erhöht, und was 

(CDU/CSU) ist daran zu beanstanden, daß die Deutsche 

Welle z. B. darüber berichtet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung, die besol- 
Dr. Jenninger dungsrechtlichen Konsequenzen aus der Herab- 
(CDU/CSU) Setzung der Volljährigkeit auf 18 Jahre zu 

ziehen? 


6. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in Anbe- 
tracht der Tatsachen, wonach innerhalb der 
EG noch keine Aussicht besteht, daß die in der 
Bundesrepublik Deutschland geltende erste 
Stufe der Herabsetzung (0,40 Gramm im Liter) 
in absehbarer Zeit rechtswirksam wird und die 
„Union Petroliere Europeenne Independante, 
Paris — Bruxelles" die nationale Sonderrege- 
lung in der Bundesrepublik Deutschland als 
Anlaß erheblicher Handelshemmnisse bezeich- 
net, dem Bundestag vorzuschlagen, das Inkraft- 
treten der zweiten Stufe des Benzinbleigeset- 
zes vorerst aufzuschieben? 
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7. Abgeordneter 
Lampersbach 

(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Wawrzik 


(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Wawrzik 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Unter- 
suchungen des botanischen, Instituts der Uni- 
versität Hamburg und den Entwurf des Vor- 
schlags einer Richtlinie des Rats betr. die An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Zusammensetzung von Ben- 
zin — Probleme über den Bleigehalt von Ben- 
zin — der Kommission der EG vom 5. Dezem- 
ber 1973 [KOM (73) 2050 endg.] r wonach die 
vermuteten umweltschädlichen Einflüsse der 
Bleiverbindungen in Ottokraftstoffen wissen- 
schaftlich keineswegs erwiesen sind? 

Kann die Bundesregierung mitteilen, warum 
die Verordnung über genehmigungspflichtige 
Anlagen (4. BImSchV) nach der mir erteilten 
Antwort der Bundesregierung vom 15. Januar 
1975 voraussichtlich erst am 1. Februar 1975 
in Kraft treten soll, nachdem bei beteiligten 
Behörden diese Verordnung bereits zum 1. 
Oktober 1974 erwartet wurde, und besteht ein 
Zusammenhang zwischen dieser offenbaren 
Verzögerung und den laufenden Genehmi- 
gungsverfahren für Kühltürme zum Beispiel 
für das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld? 

Hat die Bundesregierung für den Fall einer 
Reaktorkatastrophe im Raum Mannheim — 
Ludwigshafen einen Katastrophenplan erstellt, 
oder ist ihr ein solcher von anderer Seite be- 
kannt? 

Ist bei der Planung die beabsichtigte weitere 
Erstellung von Kernreaktoren berücksichtigt, 
und welche Maßnahmen sind in einem solchen 
Plan vorgesehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


11. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Schedl auch die öffentliche Hand, insbesondere wenn 

(CDU/CSU) sie im Wettbewerb mit der privaten Wirtschaft 

auftritt, sich in ihren Werbungen an die Grund- 
sätze des lauteren Wettbewerbs zu halten und 
die Regeln zu beachten hat, die für die verglei- 
chende Werbung gelten und abfällige Bemer- 
kungen über Wettbewerber untersagen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


12. Abgeordneter Welche Möglichkeiten der Hilfe steuerlicher 
Dr. Stavenhagen oder direkter Art gibt es für Eigentümer von 
(CDU/CSU) Altbauten oder Neubauten bei Eigennutzung 

oder bei Vermietung,* um Investitionen zum 
Zweck der Wärmedämmung und somit der 
Energieeinsparung vorzunehmen, und welche 
Pläne hat die Bundesregierung, derartige Hil- 
fen zu erweitern? 
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13. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Sind auf Grund der Meldung in der Wirt- 
sehaftswoche, Nummer 48 vom 12. November 
1974, Seite 28, veröffentlichten Meldung, wo- 
nach der Bundesrechnungshof die Auszahlung 
von Beträgen von rd. 47 DM bis 3800 DM auf 
Grund fingierter Rechnungen beanstandet ha- 
ben soll, strafrechtliche Schritte gegen die 
Schuldigen und gegebenenfalls mit welchem 
Ergebnis eingeleitet worden? 


14. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß für den zusätzlichen Aufwand, 
den die Kindergeldzahlung auf Grund der sog. 
Steuerreform verursacht, die staatlichen Lei- 
stungen für Familien mit Kindern erheblich 
aufge^tockt werden könnten, und daß die Kom- 
plizierung des Steuerrechts auf diesem Gebiet, 
zu der die Steuerreform geführt habe, ein De- 
saster befürchten läßt? 


15. Abgeordneter 

Mick 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den im Bundes- 
besitz befindlichen Teil des Geländes der ehe- 
maligen Barbara-Kaserne in Köln-Riehl mög- 
lichst bald einer geeigneten und städtebaulich 
akzeptablen Verwendung zuzuführen, insbe- 
sondere auch um den derzeitigen Zustand der 
Rechtsunsicherheit bei den gewerbetreibenden 
Pächtern auf diesem Gelände zu beenden? 


16. Abgeordneter 
Midi 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung ferner bereit, im Fall 
einer Bebauung die betroffenen Pächter beim 
Standortwechsel bzw. beim Aufbau einer 
neuen beruflichen Existenz zu unterstützen, so 
daß jede soziale Härte vermieden wird? 


17. Abgeordneter 
Dr. Sdiwörer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Weigerung 
der Staatsbank der Deutschen Demokratischen 
Republik, Auskünfte über Altsparkonten, die 
bei ihr noch liegen, zu geben, bei den künfti- 
gen Verhandlungen zu klären? 


18. Abgeordneter 

Dr. Sdiwörer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung angesichts der Tat- 
sache, daß es sich hier um ältere Menschen 
handelt, bereit, bis zu einem gewissen Höchst- 
betrag eine Entschädigung zu gewähren, wenn 
die DDR nicht bereit ist, diese Beträge zur 
Abhebung freizugeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


19. Abgeordneter 

Dr. Vohrer 
(FDP) 


Sieht die Bundesregierung im Aufkauf oder 
teilweisen Aufkauf deutscher Unternehmen 
durch Ausländer eine wirtschaftspolitische Ge- 
fahr, die sie zu gesetzlichen Interventionen 
veranlassen könnte? 
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20. Abgeordneter 

Dr. Vohrer 


(FDP) 


21. Abgeordneter 
Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


22. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 

23. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wenn die Bundesregierung eine solche Gefahr 
sieht, welche Interventionsintensität hält sie 
dann für richtig, und welche konkreten gesetz- 
lichen Schritte möchte sie ergreifen, bzw. in- 
wieweit ist sie bereit, bei solchen Verkäufen 
an Ausländer die Reinvestition der Gewinne 
gemäß § 6 b des Einkommensteuergesetzes 
auch noch steuerlich zu begünstigen? 

In welchem Umfang wird der Airbus von den 
nationalen Fluggesellschaften der Hersteller- 
länder 1975 benutzt werden, nachdem sich 
andere Kaufinteressenten positiv über den 
Airbus geäußert haben? 

Nach welchen rechtlichen Bestimmungen hat 
das Bundeskabinett den Verkauf der Daimler- 
Benz- Aktien gebilligt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um in absehbarer Zeit den „Knopf- 
werker" als Lehrberuf anzuerkennen, damit 
die schwerpunktmäßig im Raume Bärnau, 
Landkreis Tirschenreuth, ansässigen Betriebe 
der Knopfherstellerindustrie, deren Arbeits- 
plätze für diesen Raum sehr große Bedeutung 
haben, in Zukunft die dringend benötigten 
Facharbeiter über ein Lehrverhältnis heran- 
bilden können und diese wertvollen Arbeits- 
plätze dem außerordentlich strukturschwachen 
und damit wirtschaftlich gefährdeten Gebiet 
erhalten werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Wo liegen nach Meinung der Bundesregierung 
die Ursachen für den totalen Verfall der Gras- 
samenpreise, und was gedenkt die Bundesre- 
gierung zu tun, um die deutsche Grassamen- 
produktion zu schützen? 


25. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in den Brüsse- 
ler Preisverhandlungen für eine Anhebung der 
Verfütterungsprämie für Magermilchpulver 
einzutreten, damit Magermilchpulver zusätz- 
lich in die Verfütterung abgeleitet wird? 


26. Abgeordneter 
Dr. Evers 

(CDU/CSU) 


Welche Aufwendungen sind im Jahr 1975 im 
Bundeshaushalt für Zwecke des Tierschutzes 
bei welchen Haushaltstiteln ausgewiesen? 


27. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


Werden die Imker — wie in den vergangenen 
Jahren — auch 1975 eine Zuckerprämie erhal- 
ten, und bis wann ist mit einer solchen Rege- 
lung zu rechnen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


28. Abgeordneter Inwieweit hat die Bundesregierung dem An- 

Link liegen des Petitionsausschusses und des Deut- 

(CDU/CSU) sehen Bundestages (39. Sitzung vom 7. Juni 

1973 r Sammelübersicht 5, Drucksache 7/589 f 
lfd. Nummer 30) bzgl. einer weiteren Aus- 
nahmeregelung für ältere Arbeitnehmer zum 
Dritten Vermögensbildungsgesetz und einer 
Befreiung seiner 6- bzw. 7-jährigen Festle- 
gungsfrist ohne Verlust der staatlichen Prämie 
Rechnung getragen? 


Wenn nein, ist die Bundesregierung bereit, für 
ältere Arbeitnehmer, die vor ihrem Ausschei- 
den aus dem Berufsleben stehen oder ausge- 
schieden sind, entsprechende Erleichterungen 
bezüglich der Festlegungsfristen beim Spar- 
Prämiengesetz ohne Verlust der Prämie zu 
schaffen und bis wann ist damit zu rechnen? 


30. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung auf meine 
Härzschel Anfragen 32 und 33 vom 15./ 16. Januar 1975 

(CDU/CSU) nicht geprüft, ob der von mir kritisierte Tat- 

bestand vorliegt, und warum wurden keine 
Wege aufgezeigt, diese Mängel zu beseitigen? 


31. Abgeordneter Wie ist sichergestellt, daß die mißbräuchliche 
Dr. Stavenhagen Inanspruchnahme des Arbeitsförderungsgeset- 
(CDU/CSU) zes durch Umschulungswillige, bei denen ent- 

weder keine finanzielle Notwendigkeit zur 
Unterstützung besteht oder bei denen ein Be- 
rufswechsel weder beabsichtigt noch notwen- 
dig ist, verhindert wird? 


32. Abgeordneter Wie groß ist der durch § 82 des Bundesver- 

Sdiröder sorgungsgesetzes erfaßte Personenkreis, und 

(Lüneburg) wieviel Entschädigungen werden hier pro Jahr 

(CDU/CSU) geleistet? 


33. Abgeordneter Ist die vergleichsweise günstige Arbeitslosen- 
Dr. Wittmann quote im Raum München von 3% u. a. auch 
(München) darauf zurückzuführen, daß ein großer Teil 

(CDU/CSU) der in München arbeitslos gewordenen Perso- 

nen als sogenannte Nah- und Fernpendler in 
ihre Heimatorte zurückkehren, bei dem für 
diese zuständigen Arbeitsamt als arbeitslos 
registriert werden und die Arbeitslosenquote 
insbesondere in strukturschwachen Gebieten 
entsprechend negativ beeinflussen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


34. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Biehle 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für richtig und 
wenn ja, aus welchen Gründen, daß das Ver- 
fahren zur Anerkennung von Kriegsdienstver- 
weigerern in Anwendung des § 26 Abs. 7 des 
Wehrpflichtgesetzes eingestellt wird, wenn 
eine Einberufung aus anderen Gründen nicht 
mehr in Betracht kommt, obgleich die Recht- 
sprechung (BVerwGE 10, 248) auf dem Stand- 
punkt steht, daß die genannte Vorschrift, um 
einen Verstoß gegen Artikel 4 Abs. 3 des 
Grundgesetzes zu vermeiden, verfassungskon- 
form dahin gehend ausgelegt werden muß, 
daß der Antragsteller auch in Friedenszeiten 
einen Anspruch auf die Entscheidung in der 
Sache hat? 

Trifft es zu, daß das militärgeographische Amt 
der Bundeswehr 1978 von Bad Godesberg nach 
Euskirchen verlegt wird, und wenn ja, welche 
Gründe veranlassen die Bundesregierung zu 
dieser Maßnahme? 

Bis wann ist mit der längst erwarteten Verord- 
nung über die Lärmschutzbereiche für den 
militärischen Flugplatz Söllingen zu rechnen, 
und welche Umstände verhinderten deren Er- 
laß bereits im Jahr 1974? 

Wie hoch ist die Einsparung durch die Ver- 
legung des Kreiswehrersatzamtes Gemünden 
nach Würzburg, und wie setzen sich die ein- 
zelnen Positionen (personell und materiell) zu- 
sammen bzw. welche Kosten entstehen durch 
die Verlegung? 

Welche Musterungszentren bestehen im Be- 
reich der Kreiswehrersatzämter im Bundesge- 
biet, und welche Dienstposten sind bei welchen 
Musterungszentren nach den Stellenplänen 
zwar vorgesehen (Verwaltung mit Beamten 
und Angestellten sowie der ärztliche Dienst 
jeweils getrennt) aber noch nicht besetzt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


39. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
die Definition „abgelegener Ort" als Kriterium 
für die Einrichtung einer Rezeptsammelstelle 
im Sinn des § 11 der Apothekenbetriebsord- 
nung nicht neu gefaßt werden muß, weil die 
Gefahr besteht, daß die in verkehrsmäßig un- 
günstig gelegenen Orten lebende Bevölkerung 
sich an keine solche Stelle wenden kann? 
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40. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, für Spül- 
und Waschmittel eine Kennzeichnungspflicht 
ähnlich der bei Nahrungsmitteln einzuführen, 
aus der die Zusammensetzung dieser Mittel 
hervorgeht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


41. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Werden zum Fahrplanwechsel am 1. Juli 1975 
im Bereich des Kreises Euskirchen im Zusam- 
menhang mit der Reduzierung des Zugangge- 
bots auch bisher von der Deutschen Bundes- 
bahn befahrene Strecken von Bahnbusseil be- 
fahren, und werden dadurch neue Strecken er- 
öffnet? 


42. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Inwieweit findet bei den Überlegungen zur 
Stillegung des Bundesbahnhofs Unkel (Rhein) 
die Tatsache Berücksichtigung, daß der be- 
kannte Fremdenverkehrsort Unkel auf eine 
reibungslose Verkehrsabwicklung des Bundes- 
bahnpersonenverkehrs angewiesen ist? 


43. Abgeordneter Bestehen Möglichkeiten bzw. sind solche ge- 
Immer prüft, die für den Fremdenverkehrsort Unkel 

(SPD) lebensnotwendige Reisegepäckannahme und 

-ausgabe im Bundesbahnhof zu erhalten? 


44. Abgeordneter Wird die Deutsche Bundesbahn, auf längere 

Niegel Sicht gesehen, die Bahnstrecke Kulmbach — 

(CDU/CSU) Thurnau für den Bahnbetrieb aufrecht erhal- 

ten, oder beabsichtigt sie, im Zuge der Ratio- 
nalisierung dieser Strecke, ähnlich wie andere 
Strecken, in absehbarer Zeit stillzulegen? 


45. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist für den Fall, daß in absehbarer Zeit die 
Stillegung der Nebenbahnstrecke Kulmbach— 
Thurnau vorgesehen ist, der Gemeinde Mel- 
kendorf noch zuzumuten, im Rahmen des Ei- 
senbahnkreuzungsgesetzes ihren Beitrag zur 
technischen Sicherung des Bahnübergangs 
durch Errichtung einer Blinklichtanlage bei 
Kilometer 38,362 (Verbindungsstraße Melken- 
dorf — Unterzettlitz) zu leisten? 


46. Abgeordneter 
Batz 
(SPD) 


Trifft es zu, daß Bediensteten der Deutschen 
Bundesbahn Darlehen nach den Bundes-Fami- 
lienheim-Richtlinien, die ihnen noch 1974 in 
Aussicht gestellt wurden, nicht mehr gewährt 
werden sollen? 
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47. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 

Batz daß durch diese nur zu Lasten der Bedienste- 

(SPD) ten der Deutschen Bundesbahn getroffene Re- 

gelung der Grundsatz der Gleichbehandlung v 
aller Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
verletzt wird? 

48. Abgeordneter Welche Voraussetzungen sind nach Kenntnis 

Dr. Schulze- der Bundesregierung zu erfüllen, damit die 

Vorberg Elektrifizierung der eingleisigen Hauptbahn 

(CDU/CSU) Schweinfurt — Bad Kissingen in Angriff genom- 

men werden kann, um so das unterfränkische 
Zonenrandgebiet verkehrsmäßig besser und 
schneller zu erschließen — zumal wesentliche, 
kostspielige Vorarbeiten bereits geleistet sind? 

Sind der Bundesregierung die Vorschläge des 
Verkehrsministers von Nordrhein-Westfalen 
für eine Entschädigungsregelung von Lärmge- 
schädigten in den Lärmschutzzonen 1 und 2 
des Düsseldorfer Flughafens bekannt, und wie 
weit sind diese mit ihr abgestimmt? 

Erwägt die Bundesregierung — unabhängig 
von der in Auftrag gegebenen Untersuchung — 
eine regelmäßige jährliche Anpassung der Er- 
stattungshöchstbeträge an die Entwicklung der 
Kosten für bauliche Schallschutzmaßnahmen? 

Welche zusätzlichen Baumaßnahmen waren auf 
dem Flughafen Berlin-Tegel notwendig, nach- 
dem die Entscheidung gefallen war, sämtliche 
Fluggesellschaften ab 1. April 1975 in Tegel 
zu konzentrieren? 

52. Abgeordneter Welche Mindestruhezeiten sind für Lokomotiv- 
Biechele führer der Deutschen Bundesbahn zwischen 

(CDU/CSU) zwei Dienstschichten vorgeschrieben, und wer- 

den diese Mindestzeiten in den von den zu- 
ständigen Dienststellen festgelegten Dienst- 
plänen in allen Fällen eingehalten? 

Trifft es zu, daß Pausen von nur sechs oder gar 
nur fünf Stunden zwischen zwei Dienstschich- 
ten Vorkommen, so daß dem betroffenen Loko- 
motivführer keine Zeit für einen ausreichen- 
den Schlaf verbleibt? 

54. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deut- 
Zebisch sehe Bundesbahn für das Ausbesserungswerk 

(SPD) Weiden die Einstellungszahl für Auszubilden- 

de von bisher 30 auf 20 gekürzt hat, und wie 
wird sie auf dieses, den öffentlichen Erklärun- 
gen der Bundesregierung entgegenstehende, 
Verhalten der Deutschen Bundesbahn reagie- 
ren? 
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55. Abgeordneter 
Handlos 
(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 
(SPD) 


57. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 


(SPD) 


58. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 


59. Abgeordnetei 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


60. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß mit Inkrafttreten des Sommer- 
fahrplans 1975 auf der Bundesbahnstrecke 
Zwiesel — Grafenau von Samstagmittag bis 
Montagfrüh keine Reisezüge mehr verkehren 
sollen, und falls ja, warum wird dann über- 
haupt noch ein Anhörverfahren durchgeführt, 
wenn die befragten Gebietskörperschaften be- 
reits vor vollendete Tatsachen gestellt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß die ursprünglich von der Bundes- 
bahndirektion München für das Bahnbetriebs- 
werk Nördlingen genehmigte Maschinenschlos- 
serausbildung für sechs Lehrlinge, die dann 
vom Maschinenamt Augsburg widerrufen wur- 
de, doch noch ermöglicht wird? 

Wird die Bundesregierung in geeigneter Weise 
darauf hinwirken, daß das Lehrstellenangebot 
im Dienst nicht reduziert sondern situations- 
gerecht ausgeweitet wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die man- 
gelnde Rentabilität vieler Bundesbahnstrecken 
im Nahverkehr, besonders in der Fläche, oft 
durch ein schlechtes Fahrplanangebot und eine 
unzureichende Abstimmung zwischen dem 
Schienenverkehr und dem Busverkehr bedingt 
ist? 

Wird die Bundesregierung ihre Zustimmung 
zur Stillegung einer Bahnstrecke in jedem Fall 
davon abhängig machen, daß alle Möglichkei- 
ten zur Verbesserung des Verkehrsangebots 
und der Koordinierung zwischen Schienenver- 
kehr und Busverkehr unter besonderer Berück- 
sichtigung des Fremdenverkehrs in diesem 
Gebiet sorgfältig geprüft sind? 

Trifft es zu, daß etwa seit August 1974 mehr 
als hundert Anträge von Fluglotsen und Tech- 
nikern der Bundesanstalt für Flugsicherung auf 
Einsetzung in vom Bundestag im Haushalt 1974 
bewilligte Planstellen dem Bundespersonalaus- 
schufr vorliegen, dort aber nicht bearbeitet 
werden, und wann ist mit einer Entscheidung 
zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


61. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


Unter welchen Bedingungen kann auch der Bau 
eines Wohnhauses für einen landwirtschaft- 
lichen Betrieb nach dem Gesetz über die neuen 
Investitionszulagen im Rahmen des Regie- 
rungsprogramms „stabilitätsgerechter Auf- 
schwung" vom 12. Dezember 1974 gefördert 
werden? 


26 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3135 


62. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Woh- 
nungsbaugesellschaften beim Verkauf von 
Wohnungen, die durch Bundesdarlehen global 
gefördert wurden, Kaufpreise fordern, die über 
100 Prozent über den Herstellungskosten lie- 
gen, und daß diese Baugesellschaften den 
Standpunkt vertreten, daß die Bestimmung 
des § 54 a des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
für vor 1965 geförderte Wohnungen keine An- 
wendung finden könnte? 


63. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
der Gleichbehandlung von Käufern von Woh- 
nungen, die durch Bundesdarlehen global ge- 
fördert wurden, zur. Verhinderung unvertret- 
barer Gewinne von Wohnungsbaugesellschaf- 
ten eine Änderung über den Gesetzes- bzw. 
Verordnungsweg herbeizuführen, die dem all- 
gemeinen Wohl entspricht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


64. Abgeordneter 
Gierenstein 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 24. Januar 1975 zu, in der 
jüngsten Note Ost-Berlins an die Bundesregie- 
rung zu dem von der „DDR" mit Österreich zu 
schließenden Konsularvertrag werde die Bun- 
desrepublik Deutschland mit der Abkürzung 
„BRD" bezeichnet, und wie hat — bejahen- 
denfalls — die Bundesregierung ihr Mißfallen 
über diese Praxis zum Ausdruck gebracht, 
beabsichtigt sie insbesondere in ihren offiziel- 
len Äußerungen, den anderen Teil Deutsch- 
lands anders zu bezeichnen als die Regierung 
in Ost-Berlin, falls diese ihre Praxis nicht än- 
dert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


65. Abgeordneter 

Schedl 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das von 
den Spitzenverbänden der Wirtschaft an sie 
gerichtete Schreiben zur beruflichen Bildung, 
und wie wird sie die darin enthaltenen Vor- 
schläge behandeln? 


66. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Heidelberg) 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang werden Wehrdienstpflich- 
tige, die ihren Wehrdienst geleistet haben, bei 
der Vergabe von Studienplätzen berücksich- 
tigt, und gedenkt die Bundesregierung, darauf 
hinzuwirken, daß in Zukunft eine stärkere 
Berücksichtigung der Bundeswehrangehörigen 
bei der Studienvergabe erfolgt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


67. Abgeordneter Welche Gründe hat die Bundesregierung, eine 
Zoglmann Verwendungskontrolle für den Jugoslawien- 

(CDU/CSU) Kredit an Ort und Stelle zu unterlassen? 


68. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß die Prüfung 
Zoglmann der Kapitalhilfe in Jugoslawien durch die 

(CDU/CSU) „Kreditanstalt für Wiederaufbau" ausreicht, 

um der Kontrolle des Bundesrechnungshofs 
Genüge zu tun? 


Bonn, den 24. Januar 1975 
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